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(2) Das gleiche trifft im Falle der §§ 63 und 72 auf den 
gewählten Verteidiger zu. In anderen Fällen hat das Gericht 
auf Antrag des Angeklagten zu prüfen, ob die Anberaumung 
eines neuen Hauptverhandlungstermins oder die Unter­
brechung der Hauptverhandlung zur Gewährleistung des 
Rechts auf Verteidigung geboten ist.

(3) Wird durch Versäumnis des Verteidigers die Anberau­
mung eines neuen Hauptverhandlungstermins oder die Un­
terbrechung der Verhandlung erforderlich, sind ihm die hier­
durch verursachen Auslagen aufzuerlegen.

§ 66
Gemeinschaftliche Verteidigung 

und mehrere Verteidiger
Die Verteidigung mehrerer Beschuldigter oder Angeklag­

ter durch einen gemeinschaftlichen Verteidiger ist zulässig, 
soweit dies nicht den Interessen der Beschuldigten oder An­
geklagten widerspricht. Ein Beschuldigter oder Angeklagter 
kann auch mehrere Verteidiger wählen.

§ 67
Rechtsanwaltsgebühren

(1) Dem zum Verteidiger bestellten Rechtsanwalt sind für 
die Verteidigung die Gebühren nach Maßgabe der gesetz­
lichen Bestimmungen aus dem Staatshaushalt zu zahlen.

(2) Der Rückgriff gegen den zu den Auslagen verurteilten 
Angeklagten bleibt Vorbehalten.

§ 68 
Beistände

Der gesetzliche Vertreter eines volljährigen Angeklagten 
ist nach Zustellung der Anklageschrift auf sein Verlangen 
als Beistand zuzulassen und zu hören. Zeit und Ort der 
Hauptverhandlung sind ihm rechtzeitig mitzuteilen.

F ü n f t e r  A b s c h n i t t  
Besonderheiten des Strafverfahrens gegen Jugendliche

§69
Besonderheiten beider Aufklärung

(1) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersuchungs­
organe haben im Strafverfahren gegen Jugendliche auch die 
Umstände aufzuklären, die zur Beurteilung der körperlichen 
und geistigen Eigenart des Jugendlichen dienen können, ins­
besondere ob er fähig war, sich bei seiner Entscheidung zur 
Tat von den geltenden Regeln des gesellschaftlichen Zusam­
menlebens leiten zu lassen. Im Zusammenhang mit der tat­
bezogenen Aufklärung der Familien- und sonstigen Erzie­
hungsverhältnisse des Jugendlichen haben sie besonders zu 
prüfen, ob die Straftat durch Pflichtverletzungen von Erzie­
hungsberechtigten begünstigt worden ist.

(2) Wurden in der Erziehungsarbeit der Schulen, Betriebe 
und anderen staatlichen und gesellschaftlichen Einrichtungen 
und Organisationen Mängel festgestellt, die die Straftat des 
Jugendlichen begünstigt haben, sind durch das Gericht, den 
Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane Maßnahmen ge­
mäß § 19 zu veranlassen.

§ 70
Mitwirkung Erziehungsberechtigter

(1) Die Eltern' und sonstigen Erziehungsberechtigten sind 
entsprechend ihrer Verantwortung an dem gesamten Ver­
fahren zu beteiligen; sie sind bereits im Ermittlungsverfäh­
ren zu hören. Sie haben an der Hauptverhandlung teilzuneh­
men. Aus besonderen Gründen kann auf ihre Teilnahme ver­
zichtet werden. Die Vorschriften über die Ladung von Zeugen 
und die Folgen ihres Ausbleibens gelten entsprechend.

(2) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, gehört 
zu werden, Fragen und Anträge zu stellen und bei prozes­

sualen Handlungen anwesend zu sein, soweit dieses Recht 
dem Beschuldigten oder Angeklagten zusteht und die Auf­
klärung des Sachverhalts dadurch nicht gefährdet wird.

(3) Ist eine Mitteilung an den Beschuldigten oder den 
Angeklagten vorgeschrieben, so hat sie auch an die Erzie­
hungsberechtigten zu erfolgen.

(4) Diese Rechte sind ausgeschlossen, wenn die Erziehungs­
berechtigten an der Straftat beteihgt sind oder das Interesse 
des Jugendlichen es erfordert. Über den Ausschluß entscheidet 
im Ermittlungsverfahren der Staatsanwalt, im gerichtlichen 
Verfahren das Gericht.

§ 71
Mitwirkung der Jugendhilfe

(1) Die Organe der Jugendhilfe sind verpflichtet, im Er­
mittlungsverfahren auf Ersuchen des Staatsanwaltes oder der 
Untersuchungsorgane und im gerichtlichen Verfahren auf 
Ersuchen des Gerichts mitzuwirken. Ihre Mitwirkung ist 
insbesondere notwendig, wenn
— gegenüber dem Jugendlichen bereits von den Organen 

der Jugendhilfe Maßnahmen der Erziehungshilfe getroffen 
wurden;

— der Jugendliche unter Vormundschaft steht;
— der Jugendliche erneut straffällig wurde;
— Zweifel an dem Vorliegen der persönlichen Voraussetzun­

gen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des Jugend­
lichen bestehen;

— die Erziehungsberechtigten ihre Rechte nach diesem Gesetz 
nicht wahmehmen können.

(2) Die Mitwirkung der Organe der Jugendhilfe ist darauf 
gerichtet,
— zur tatbezogenen Aufklärung und Beurteilung der Persön­

lichkeitsentwicklung und der Familien- und sonstigen 
Erziehungsverhältnisse des Jugendlichen beizutragen;

— Hinweise zur Beurteilung der Schuldfähigkeit des Jugend­
lichen zu geben;

— Vorschläge zur Anordnung von Maßnahmen im Ermitt­
lungsverfahren, zur Anwendung von Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit und zur weiteren Ge­
staltung der Erziehungs- und Lebensverhältnisse des 
Jugendlichen zu unterbreiten.

Eine schriftliche Stellungnahme zu den im Ersuchen gestell­
ten Fragen ist insbesondere erforderlich, wenn Anklage zu 
erheben ist.

(3) Wirken die Organe der Jugendhilfe am Strafverfahren 
mit, haben sie das Recht, den Jugendlichen und die Erzie­
hungsberechtigten zu. den Familien- und sonstigen Erzie­
hungsverhältnissen selbständig zu befragen und an Befra­
gungen und Vernehmungen durch den Staatsanwalt und die 
Untersuchungsorgane mit deren Einverständnis teilzunehmen. 
Sie sind berechtigt, in der gerichtlichen Hauptverhandlung 
Fragen zu stellen und Erklärungen abzugeben.

§ 72
Recht auf Verteidigung 

in Strafverfahren gegen Jugendliche
(1) Jugendliche Beschuldigte und Angeklagte haben das 

Recht, sich selbst einen Verteidiger zu wählen. Der gesetzliche 
Vertreter des Jugendlichen ist berechtigt, für diesen die Wahl 
vorzunehmen.

(2) Wird kein Verteidiger gewählt, so bestellt das Gericht 
dem Jugendlichen einen Rechtsanwalt als Verteidiger,
1. wenn einem Erwachsenen ein Verteidiger zu bestellen 

wäre;
2. wenn dem Erziehungsberechtigten die Rechte nach diesem 

Gesetz entzogen sind.


